
Zum § 19 ist unter Abs. 2 die Regelung vereinfacht worden in 
der Form, daß man nicht mehr die Ausschlüsse, wie sie im bun
desdeutschen Recht genannt sind, formuliert hat, sondern in 
dem man positiv formulierte, was bei der Anmeldung von den 
Vorstandsmitgliedern einer Aktiengesellschaft zu beachten ist. 
Dadurch wird nach unserer Auffassung eine Vereinfachung er
reicht. Die in Ziffer 4 zu dieser Bestimmung enthaltenen Über
gangsbestimmungen, die weiten Raum einnehmen, sind nach 
unserer Auffassung erforderlich, um eine umfassende Anpas
sung zuerreichen.

Eine Änderung war zum §22 Abs. 1 notwendig. Hier ist eine 
Bestimmung des Bürgerlichen Gesetzbuches in entsprechender 
Anwendungsform eingearbeitet worden. Es war notwendig, da 
bisher davon ausgegangen wurde, daß diese Regelung mit der 
Änderung des ZGB eingeführt werden kann. Das ist leider nicht 
der Fall, so daß die Verweisung auf §419 des Bürgerlichen Ge
setzbuches notwendig ist.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Eine Reihe von An
trägen zur Änderung dieses Gesetzes konnte nicht berücksich
tigt werden, weil sie in ihrer Form und im Inhalt dahin gingen, 
daß sie eine inhaltliche Änderung oder eine inhaltliche Zufü
gung der hier genannten Gesetze anstrebten und dabei nicht be
achtet wurde, daß es sich eigentlich um Regelungen handelt, die 
in anderen gesetzlichen Bestimmungen ihren Niederschlag fin
den müssen. Das sind beispielsweise die Regelungen, die dann 
in der SVO ihre Regelung finden müssen, soweit es von der Frak
tion DBD/DFD gefordert wurde. Ähnliches trifft aber auch für ei
ne Forderung der PDS zu, soweit es sich um die Beteiligung von 
Frauen in Aufsichtsräten von Kapitalgesellschaften handelt. Es 
wird eine Frage der entsprechenden Mitbestimmungsgesetze 
sein sowie der Wahlmodalitäten, daß hinreichend Frauen in die
sen Aufsichtsräten vertreten sind. Eine Veränderung der Ge
setzgebung in positiver Form, die hier vom Mantelgesetz erfaßt 
wird, wurde nicht für zweckmäßig gehalten.

Unter Beachtung dieser gesamten Darlegungen bitte ich das 
Hohe Haus, der vorgelegten Fassung des Rechtsausschusses 
seine Zustimmung zu geben. Ich bedanke mich für Ihre Auf
merksamkeit.

(Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Frau Dr. Niederkirchner:

Ich danke Herrn Abgeordneten Barthel.

Meine Damen und Herren! Nach Vereinbarung im Präsidium 
soll dieser Tagesordnungspunkt ohne Aussprache abgeschlos
sen werden. Wir kommen damit zur Abstimmung. Zur Abstim
mung steht der vom Ministerrat eingebrachte Gesetzentwurf 
über die Inkraftsetzung von Rechtsvorschriften der Bundesre
publik Deutschland in der Deutschen Demokratischen Republik 
- Drucksache Nr. 29 a. Wer diesem Gesetzentwurf seine Zustim
mung gibt, den bitte ich um das Handzeichen. - Danke. Gegen
stimmen? - Danke. Stimmenthaltungen? - Danke. Damit ist die
ses Gesetz mehrheitlich angenommen.

Wir kommen zu den Tagesordnungspunkten 4 und 5:

Antrag des Ministerrates - Gesetz über die Errichtung und 
das Verfahren der Schiedsstellen für Arbeitsrecht 
(1. Lesung)
(Drucksache Nr. 87)

verbunden mit

Beschlußempfehlung des Rechtsausschusses - Gesetz zur 
Änderung und Ergänzung des Arbeitsgesetzbuches 
(2. Lesung).
(Drucksache Nr. 66 a)

Meine Damen und Herren! Nach Vereinbarung im Präsidium 
ist eine gemeinsame Aussprache zu den Tagesordnungspunk
ten 4 und 5 und ein Beitrag bis zu 10 Minuten für jede Fraktion 
vorgesehen. - Kein Widerspruch. Die Drucksache Nr. 87 wird be

gründet durch die Ministerin für Arbeit und Soziales, Frau Dr. 
Regine Hildebrandt. Bitte, Frau Minister.

Frau Dr. Hildebrandt, Minister für Arbeit und Soziales:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Der vorliegen
de Entwurf des Schiedsstellengesetzes enthält die notwendi
gen Regelungen zur Errichtung und zur Tätigkeit der 
Schiedsstellen für Arbeitsrecht entsprechend den im Vertrag 
über die Schaffung einer Währungs-, Wirtschafts- und Sozial
union zwischen der DDR und der Bundesrepublik Deutsch
land vereinbarten Festlegungen. Bis zum Aufbau einer beson
deren Arbeitsgerichtsbarkeit sollen Rechtsstreitigkeiten zwi
schen Arbeitgebern und Arbeitnehmern aus dem Arbeitsver
hältnis durch die Schiedsstellen für Arbeitsrecht entschieden 
werden.

Die Schaffung solcher Schiedsstellen ist erforderlich, da wir 
gegenwärtig nicht über eine Arbeitsgerichtsbarkeit verfügen, 
die in der Lage wäre, alle Arbeitsstreitfälle zu entscheiden.

(Das ist aber sehr laut hier.)

Der Gesetzentwurf sieht vor, in Betrieben mit mehr als 50 Ar
beitnehmern Schiedsstellen zu bilden. Anliegen der Bildung 
und Tätigkeit der Schiedsstellen ist es, arbeitsrechtliche Streit
fälle auf gesetzlicher Grundlage in Kenntnis der betrieblichen
Verhältnisse unmittelbar im Betrieb zu lösen. Deshalb ist, wie.____________
Sie aus dem Gesetzentwurf ersehen können, der Vorrang der 
Anrufung der Schiedsstelle vor der Inanspruchnahme des 
staatlichen Gerichtes vorgesehen. Im Unterschied zu den bis
her in den Betrieben tätigen Konfliktkommissionen ist für die 
Schiedsstellen charakteristisch ihre paritätische Zusammenset
zung aus je einem von der Arbeitgeberseite und vom Betriebs
rat bzw. von der Betriebsversammlung bestellten Beisitzern so
wie einem neutralen Vorsitzenden, auf den sich die Beisitzer 
einigen müssen.

Bildung und Tätigkeit der Schiedsstellen unterliegen weder 
der Einflußnahme der Gewerkschaften noch der Kontrolle durch 
den Staatsanwalt. Die Festlegungen zur Gewährleistung der Un
abhängigkeit der Mitglieder dienen der Sicherung der Rechts
staatlichkeit ihrer Entscheidungen. Zugleich genießen die Mit
glieder, wie Sie aus dem Gesetzentwurf entnehmen können, glei
che Rechte, wie sie für Mitglieder der Betriebsräte gesetzlich ge
regelt sind, z. B. einen erhöhten Kündigungsschutz.

Für das Verfahren werden nur die unbedingt notwendigen 
Grundregeln aufgestellt. Es ist gebührenfrei. Kurzfristig, ohne 
großen Aufwand und ohne finanzielle Belastungen der Beteilig
ten sollen Arbeitsstreitigkeiten möglichst in einer Verhandlung 
entschieden werden. Gegen die Entscheidung ist der Einspruch -— 
beim Kreisgericht möglich.

Da die Schiedsstellen für Arbeitsrecht eine öffentlich-rechtli
che Funktion ausüben, sieht der Gesetzentwurf vor, die den Ar
beitgebern entstehenden Kosten für die erforderliche personelle 
und sachliche Aufwendung aus Mitteln des Staatshaushaltes zu 
erstatten. Bei Bildung von etwa 15 000 Schiedsstellen wird ein fi
nanzieller Aufwand von jährlich ca. 18 Mio DM entstehen. Die 
Übergangsregelung räumt die Möglichkeit ein, daß die bei den 
Konfliktkommissionen ab 30. Juni 1990 anhängigen Streitfälle 
von diesen noch entschieden werden. Damit soll in der Über
gangszeit - zumal die Bildung von Schiedsstellen einige Wochen 
in Anspruch nehmen wird - eine zu hohe Belastung der Kam
mern für Arbeitsrecht bei den Kreisgerichten vermieden wer
den. - Ich danke Ihnen.

(Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Frau Dr. Niederkirchner:

Danke, Frau Ministerin Hildebrandt. - Zur Beschlußempfeh
lung des Rechtsausschusses, verzeichnet in der Drucksache 
Nr. 66 a, nimmt der Vorsitzende des Rechtsausschusses, der 
Herr Abgeordnete Hacker, das Wort. - Bitte schön.
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